BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 23. Februar 2017, VR 51/15

Keine Gemeinniitzigkeit einer Kunststiftung bei Unterbringung der Kunstwerke in nicht dffentlich zuganglichen
Privatrdumen

ECLI:DE:BFH:2017:U.230217.VR51.15.0
BFH V. Senat

AO & 52 Abs 2 Nr 5, AO & 55 Abs 1, GewStG & 3 Nr 6, KStG & 5 Abs 1 Nr 9, KStG VZ 2011 , KStG VZ 2012 , GewStG VZ
2011, GewStG VZ 2012

vorgehend Thuringer Finanzgericht , 25. Februar 2015, Az: 1 K 487/14
Leitsatze

NV: Werden Kunstwerke in privaten --nicht der Allgemeinheit zuganglichen-- Raumlichkeiten untergebracht und nur
teilweise gelegentlich 6ffentlich ausgestellt, verfolgt eine zur Bewahrung und Férderung von bildender Kunst
gegrundete Stiftung mangels Selbstlosigkeit keine gemeinnutzigen Zwecke .

Tenor

Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des Thiringer Finanzgerichts vom 26. Februar 2015 1 K 487/14 wird als
unbegrundet zuriickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 | Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) ist eine von den Eheleuten A und B am ... 2011 errichtete Stiftung
burgerlichen Rechts. Die Stiftung wurde mit einem Geldbetrag von 5.000 € und mit Werken der Bildenden Kunst
aus dem Eigentum der Stifter zu Anschaffungskosten von ca. 121.000 € ausgestattet, die in einer Anlage zum
Stiftungsgeschaft aufgeflihrt waren. Die Stiftung wurde vom Landesinnenministerium 2011 anerkannt. Am 15. Juli
2011 erteilte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) eine vorlaufige Bescheinigung uber die
Anerkennung der Gemeinnutzigkeit der Klagerin.

2 Die Satzung der Stiftung vom ... 2011 lautet auszugsweise wie folgt:
"... § 2 Stiftungszweck

(1) Die Stiftung verfolgt ausschliefilich gemeinniitzige Zwecke i. S. des Abschnitts steuerbeguinstigte Zwecke der AO.

(2) Zweck der Stiftung ist die Bewahrung und Forderung von bildender Kunst schwerpunktmafig aus der
geographischen Mitte Deutschlands.

Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a) Forderung von Vorhaben der bildenden Kunst in der geographischen Mitte Deutschlands
b) Unterstutzung und Durchfiihrung von kiinstlerischen Veranstaltungen und Forderprojekten
) Vergabe von kunstlerischen Forderprojekten

d) Gewahrung von Stipendien
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e) Zurverfugungstellung von Werken der Stiftung im Rahmen von 6ffentlichen Ausstellungen und Leihgaben.

§7
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens einem Mitglied und hochstens zwei Mitgliedern.
Mitglieder des ersten Vorstands sind:
a) A - als Vorsitzender
b) B...
(2) Die Stifter gehoren dem Vorstand auf Lebenszeit an. Die Stifter sind berechtigt, das Amt jederzeit niederzulegen.

(3) Scheidet einer der Stifter oder beide oder ein anderes Vorstandsmitglied aus dem Vorstand aus, wird bereits jetzt
bestimmt, dass nach dem Ausscheiden einer der beiden aus dem Vorstand deren Sohn, Herr ..., als lebenslanger
Vorstand bestellt ist. Beim Ausscheiden eines weiteren Vorstands wird bereits jetzt die Enkeltochter der Stifter, ....
und bei Ausscheiden eines weiteren Vorstands der Enkelsohn der Stifter .... als lebenslanger Vorstand bestimmt.

Danach bestimmt jedes Vorstandsmitglied seinen eigenen Nachfolger ...."

Im Grindungsjahr 2011 und im Folgejahr 2012 erstreckte sich die Tatigkeit der Klagerin Uberwiegend auf die
Beschaffung weiterer Gemalde sowie die Begleitung von Kunstprojekten, auch unter Gewahrung von Stipendien.
Entsprechend dem Stiftungszweck wurden weitere Bilder fir ca. 82.000 € und fur ca. 96.000 € hinzuerworben.

Nach Eingang der Erklarungen zur Korperschaftsteuer und zur Gewerbesteuer fur 2011 Ende Marz 2013 bestatigte
das FA die Gemeinnutzigkeit mit Bescheid vom 28. Mai 2013 und forderte die Klagerin auf mitzuteilen, wo die
Bilder gelagert wiirden. Nachdem die Kldgerin hierzu die private Wohnadresse der Stifter angegeben hatte,
gelangte das FA zu der Auffassung, dass die Bilder den Verfligungsbereich der Stifter nie verlassen hatten und
kiindigte an, die zuvor anerkannte Gemeinnutzigkeit riickwirkend ab 2011 wieder zu versagen. Daraufhin teilte Herr
A dem FA mit, dass die Bilder ab Juli 2013 in einer von ihm daflr eigens angemieteten Wohnung in der ...Straf3e in ...
gelagert wirden. Durch die Griindung der Stiftung habe er auch den Verkauf der Bilder durch seine Erben
verhindern wollen.

Zuwendungen (Spenden) habe die Klagerin in den Streitjahren ausschliefilich von den Stiftern sowie von diesen
nahestehenden Unternehmen erhalten. Daflir habe die Klagerin entsprechende Spendenbescheinigungen erteilt.
Die Spenden beliefen sich im Jahr 2011 auf 229.355 € und im Jahr 2012 auf 195.710 €.

Unter Wurdigung dieser Umstande erlie das FA am 2. Juli 2014 einen nach & 173 Abs. 1 Nr. 1 der Abgabenordnung
(AO) geanderten Kdrperschaftsteuerbescheid fur 2011 und einen erstmaligen Kérperschaftsteuerbescheid fir 2012,
in denen es Korperschaftsteuer jeweils auf O € festsetzte und den Feststellungsbescheid Uber die Gemeinnutzigkeit
ruckwirkend wieder aufhob.

Auf die hiergegen mit Zustimmung des FA erhobene Sprungklage gab das Finanzgericht (FG) im Hinblick auf das
Streitjahr 2011 der Klage statt, weil das FA nicht befugt gewesen sei, die bestandskraftig festgestellte
Gemeinniitzigkeit fiir das Streitjahr 2011 wieder abzuerkennen und wies die Klage im Ubrigen als unbegriindet ab.
Gemeinnutzigkeit liege nicht vor, weil es an der nach § 52 Abs. 1 i.V.m. &8 55 Abs. 1 AO erforderlichen Selbstlosigkeit
fehle. Das Urteil des FG ist veroffentlicht in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2016, 408.

Zur Begrindung ihrer Revision rugt die Klagerin die Verletzung formellen und materiellen Rechts. Sie fuhrt im
Wesentlichen Folgendes aus:

Das FG habe insbesondere gegen & 5 Abs. 1 Nr. 9 des Korperschaftsteuergesetzes (KStG) i.V.m. & 55 Abs. 1 und

Abs. 3 AO verstofien. Es habe den Begriff der Gemeinnutzigkeit unzutreffend ausgelegt. Dabei stelle das FG
Anforderungen an die Selbstlosigkeit, welche die Voraussetzungen von § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG i.V.m. § 55 Abs. 1, 3 AO
uberstiegen. Daneben habe das FG den Streitfall teilweise fehlerhaft unter die mafigeblichen Bestimmungen
subsumiert.
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Nach & 2 Abs. 2 der Satzung der Klagerin seien als Stiftungszwecke die Bewahrung und Férderung von bildender
Kunst schwerpunktmafig aus der geographischen Mitte der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) festgelegt.
In der Satzung seien dartber hinaus die nach § 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 AO notwendigen Voraussetzungen fur die
Selbstlosigkeit festgeschrieben. Diese wiirden von der Klagerin verwirklicht. Der festgelegte Stiftungszweck falle
somit in den Anwendungsbereich von & 52 Abs. 2 Nr. 5 AO. Die Voraussetzungen fur die Selbstlosigkeit und damit
die Anerkennung der Gemeinnutzigkeit seien vollstandig erfullt. Ein rein eigenwirtschaftliches Interesse der Stifter
stehe keineswegs im Vordergrund des Handelns der Klagerin und sei auch in keiner Weise gegeben. Durch das
Wirken der Klagerin erhalte unzureichend bewertete mitteldeutsche Kunst verstarkt die Moglichkeit,
kunstwissenschaftlich geachtet zu werden. Auf diese Weise werde der Zusammenhalt der Gesellschaft bewahrt. Das
Anliegen der Klagerin bestehe darin, bildende Kunst insbesondere aus der Mitte Deutschlands zu bewahren und
angemessen der Allgemeinheit zuganglich zu machen.

Kunst sei nach Auffassung der Stifter ein zu schitzendes Gemeingut, das fur die Fortschreibung der
Kunstgeschichte und der Geschichte der Menschheit bewahrt werden misse. Die Stifter hatten daher eigene
Kunstwerke allein mit einem Anschaffungswert von 122.205 € in die Stiftung eingebracht. Hierdurch hatten die
Stifter ihr Vermdgen nicht unerheblich geschmalert. Eine freie Verfligung uber die Bildwerke sei bereits durch die
Stiftungssatzung untersagt. Hinzu kamen die jahrlich anfallenden Fixkosten wie z.B. der Mietaufwand der Klagerin.
Zudem hatten sich die Stifter verpflichtet, aus ihrem eigenen Vermadgen jahrlich 5.000 € mindestens fir den
Zeitraum von sechs Jahren an die Klagerin zu zahlen.

Das FG verkenne, dass die Kunst- und Sammelleidenschaft die Intention zur Griindung jeder Stiftung sei. Dass es
einen gewissen Zusammenhang zwischen dem Zweck der Stiftung und dem Interesse der Stifter gebe, sei eine in
der Natur der Sache liegende Verbindung, die deutlich mache, dass die zu fordernde Tatigkeit nicht nur der
Allgemeinheit, sondern in der Regel notwendig auch den einzelnen Mitgliedern mehr oder weniger zugutekomme.

Mit Errichtung der Stiftung hatten die Stifter die Kunstwerke getrennt, indem sie diese nicht in der Wohnung der
Stifter, sondern in separaten, urspriinglich gewerblich genutzten Raumen im Haus der Stifter im Erdgeschoss der
..StraRBe in ... aufbewahrt hatten. Die Wohnung der Stifter befinde sich in der ersten und zweiten Etage dieses
Gebaudes, nicht jedoch im Erdgeschoss. Frau A habe im Ubrigen das Eigentum an dem Wohn- und Geschéaftshaus
mit notariellem Vertrag vom ... 2012 auf ihren Sohn (bertragen, so dass das entsprechende Gebaude zum Zeitpunkt
der Zwischenlagerung des Bildkonvoluts liberwiegend im Fremdeigentum und nicht im Eigentum der Stifter
gestanden habe. Ab dem ... 2013 hatten Raumlichkeiten in der ...StraRe angemietet und ein Bildlager eingerichtet
werden kdnnen.

Das FG habe insoweit zu Unrecht darauf abgestellt, dass die Lagerung der Kunstwerke bis zum ... 2013 "in den
Wohnrdaumen" des Stifters erfolgt sei. Das FG stiitze damit seine Entscheidung auf eine Tatsache, die wesentlich sei,
so dass allein deshalb das Urteil aufzuheben sei. Das FG sei diesbezuglich seiner Sachaufklarungspflicht nicht
nachgekommen.

Die Klagerin habe im Jahr 2012 die Kunstwerke in erheblichem Umfang der Allgemeinheit bekannt gemacht. Sie
habe zwei Leihvertrage vereinbart und u.a. mehrere Katalogbucher erstellt oder deren Herstellung unterstitzt.
Ferner seien mit verschiedenen Kunstlern projektbezogene Vertrage vereinbart worden. Insgesamt hatten schon
mehr als 100 Personen die Bildwerke in den angemieteten Raumen der Klagerin besichtigt.

Die Klagerin beantragt, das FG-Urteil aufzuheben, soweit es die Versagung der Anerkennung der Gemeinnutzigkeit
und die Korperschaftsteuerfestsetzung fir das Jahr 2012 betrifft, den Bescheid uber die Korperschaftsteuer fur 2012
vom 2. Juli 2014 aufzuheben und das FA zu verpflichten, einen Freistellungsbescheid zur Korperschaftsteuer und
Gewerbesteuer zu erlassen, hilfsweise, das FG-Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und
Entscheidung an das FG zurlickzuverweisen.

Das FA beantragt, die Revision zurlickzuweisen.

Es halt die Vorentscheidung fir zutreffend.

Entscheidungsgrunde

19

Il. Die Revision ist unbegriindet und daher zurlickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--).
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Das FG hat zu Recht entschieden, dass die Klagerin mit der von ihr gegriindeten Stiftung keine gemeinniitzigen
Zwecke verfolgt, weil es ihr an der erforderlichen Selbstlosigkeit fehlt.

1. Nach & 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG sind Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermdgensmassen, die nach der
Satzung, dem Stiftungsgeschaft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsachlichen Geschaftsfihrung
ausschliefslich und unmittelbar gemeinnutzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dienen (88 51 bis 68 AQO) von
der Korperschaftsteuer befreit. § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) enthalt eine entsprechende Regelung
fur die Befreiung von Gewerbesteuer. Gemaf3 &§ 52 Abs. 1 Satz 1 AO verfolgt eine Kdrperschaft gemeinnutzige
Zwecke, wenn ihre Tatigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem
Gebiet selbstlos zu fordern. Eine Forderung oder Unterstitzung geschieht nach & 55 Abs. 1 AO selbstlos, wenn
dadurch nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke z.B. gewerbliche Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke
verfolgt werden und im Ubrigen die weiteren in & 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 AO genannten Voraussetzungen erfillt sind.
Nach der Rechtsprechung handelt eine Korperschaft selbstlos, wenn sie weder selbst noch zugunsten ihrer
Mitglieder eigenniitzige oder eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt (Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom

13. Dezember 1978 | R 39/78, BFHE 127, 330, BStBL |1 1979, 482).

Dabei tragt eine Korperschaft, die eine Steuerbefreiung oder Steuerermafiigung wegen Verfolgung
steuerbeglinstigter Zwecke begehrt, die Feststellungslast fir die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass sie die
Voraussetzungen der Steuerbefreiung oder Steuerermafdiigung erfillt (z.B. BFH-Beschluss vom 28. Oktober 2004
| B 95/04, BFH/NV 2005, 160).

2. Ausgehend von diesen Rechtsgrundsatzen hat das FG im Streitfall zu Recht angenommen, dass jedenfalls im
Streitjahr das eigenniitzige Interesse der Stifter im Vordergrund des Handelns der Klagerin stand, so dass es an der
gebotenen Selbstlosigkeit i.S. von § 55 Abs. 1 AO mangelte. Die Klagerin hat im Streitjahr den in § 2 der Satzung
verankerten Stiftungszweck nicht in ausreichendem Umfang verwirklicht, insbesondere was die vorgesehene
Zurverfugungstellung von Werken der Stiftung im Rahmen von offentlichen Ausstellungen und Leihgaben angeht.

a) Der Senat ist mangels einer begriindeten Verfahrensriige der Klagerin an die tatsachlichen Feststellungen
gebunden, die das FG dazu in dem angefochtenen Urteil getroffen hat (§ 118 Abs. 2 FGO).

Die Klagerin macht zwar im Rahmen einer Verfahrensriige geltend, das FG habe zu Unrecht bei seiner Entscheidung
darauf abgestellt, dass sich die Gemalde "in den Wohnraumen" der Stifter befunden hatten, wahrend es sich in
Wabhrheit lediglich um die gleiche Adresse, aber von der Wohnung getrennte Raumlichkeiten in einer anderen Etage
gehandelt habe. Dieser Umstand ist aber schon nach dem eigenen Vorbringen der Klagerin nicht
entscheidungserheblich, weil es nach den Ausfiihrungen des FG in diesem Zusammenhang auf die durch den
ausschliefslichen Zugang in derselben Adresse gesicherte tatsachliche --die Allgemeinheit fur diesen Zeitraum
ausschlieflende-- Sachherrschaft der Stifter an den Gemalden ankam. Dieser Umstand wird auch von der Klagerin
nicht grundsatzlich in Frage gestellt, zumal sie auch zu keiner Zeit vorgetragen hat, dass die Gemalde zu
bestimmten Offnungszeiten der Allgemeinheit zuginglich gewesen waren.

b) Das FG hat diese Tatsachen rechtsfehlerfrei gewurdigt.

Das FG hat hierzu ausgefihrt, dass der Stifter und Vorstand der Kldgerin, Herr A, sich unstreitig aufgrund seiner
Kunst- und Sammelleidenschaft seit Jahren in diesem Bereich engagiert habe. Sein Eigeninteresse liege im
Sammeln und Besitzen von Kunstgegenstanden aus der geographischen Mitte Deutschlands. Dieses Interesse habe
Herr A mit der Griindung der Stiftung weiterverfolgt. Denn auch nach der Ubertragung seiner privat angeschafften
Kunstwerke auf die Stiftung habe sich fir ihn faktisch nichts geandert, weil er nach wie vor den unmittelbaren
Besitz an diesen Kunstwerken --ebenso wie an den von der Klagerin in den Streitjahren angeschafften
Kunstwerken-- habe. Samtliche Kunstwerke hatten sich noch bis Juli 2013 im Besitz von Herrn A befunden. Auch
danach seien die Kunstwerke in einer von diesem in der Nahe angemieteten Wohnung gelagert worden. Die
Allgemeinheit habe in dieser Zeit kaum einen Nutzen an den Kunstwerken gehabt, da ihnen diese --abgesehen von
wenigen Kunstwerken als Leihgaben bei Kunstausstellungen-- nicht zuganglich gemacht worden seien. Gegen das
Vorliegen der Selbstlosigkeit spreche auch, dass durch die in & 7 der Satzung enthaltene Regelung der Verbleib der
Stiftung und damit auch der unmittelbare Besitz am Stiftungsvermogen fur die nachsten beiden Generationen
unmittelbar im Familienbesitz bereits sichergestellt sei. Daran andere der in & 12 der Satzung vorgesehene Anfall
des Vermdgens der Stiftung bei Auflosung derselben auf andere gemeinnitzige Einrichtungen nichts, weil diese
Regelung lediglich den in & 55 Abs. 1 Nr. 4 AO vorgesehenen Mindestvorgaben fir die Anerkennung der
Selbstlosigkeit entspreche.
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Nach Auffassung des erkennenden Senats sind diese Ausfiihrungen des FG zur fehlenden Selbstlosigkeit nicht zu
beanstanden.

) Die von der Klagerin hiergegen erhobenen Einwendungen greifen nicht durch.

aa) Die Behauptung der Klagerin, mit der tatsachlichen Sachherrschaft an den Gemalden in den nur ihnen
zuganglichen Raumlichkeiten werde den Stiftern lediglich ein unbeachtlicher ideeller Vorteil gewahrt, geht fehl.
Denn auf diese Weise wird der interessierten Allgemeinheit abgesehen von einzelnen Ausstellungen in
entscheidungserheblicher Weise der zur Erfullung des Stiftungszwecks mafigebliche Kunstgenuss an den Gemalden
verwehrt.

bb) Die nach Darstellung der Klagerin gebotene "Bewahrung von Gemeingut von Kunst und Kultur” steht im
Einklang mit dem aufgezeigten eigenniitzigen Interesse der Stifter an der Anschaffung und dem Sammeln der
Kunstwerke und vermag Letzteres daher nicht zu entkraften.

cc) Dasselbe gilt fur den Hinweis der Klagerin, dass die Kunstwerke durch die Stiftung auf Dauer dem Vermogen der
Stifter entzogen seien mit der MaRgabe, dass das Stiftungsvermdgen zugleich nach & 4 Abs. 2 der Satzung in
seinem Bestand dauernd und ungeschmalert zu erhalten sei; denn dieser Umstand bedeutet angesichts der
Lagerung der Kunstwerke im Erdgeschoss des eigenen Wohnhauses bzw. in hierfur spater angemieteten
Raumlichkeiten nicht, dass die Stifter ihren tatsachlichen Besitz --und damit auch ihren durch jederzeitigen Zugang
maoglichen eigennitzigen Genuss-- an den friheren und von der Stiftung neu erworbenen Kunstwerken der
Sammlung in irgendeiner Form grundsatzlich eingeschrankt hatten. Auf die von der Klagerin beschriebenen
geanderten Eigentumsverhiltnisse an dem Gebaude durch die Ubertragung auf den Sohn der Stifter kommt es
insoweit nicht an, da sich an der tatsichlichen Sachherrschaft bezogen auf die Gemilde fiir die Offentlichkeit nichts
geandert hat.

Zwar hat die Klagerin mit der Vorbereitung und Durchfiihrung einzelner Ausstellungen die Kunstwerke zum Teil
--und nur zeitweise-- auch der Allgemeinheit zum Kunstgenuss zur Verfligung gestellt. Dies bedeutet aber
gleichfalls nicht, dass die Stifter hierdurch dauerhaft ihre eigenniitzigen Motive zur Aufrechterhaltung und dem
weiteren Ausbau ihrer --ihnen selbst stets zuganglichen-- Kunstsammlung eingeschrankt oder gar aufgegeben
hatten.

Dem steht auch nicht der Vortrag der Klagerin entgegen, dass inzwischen mehr als 100 Personen die Kunstwerke in
den Raumen der Stiftung besichtigt hatten. Zum einen handelt es sich insoweit um neues tatsachliches Vorbringen,
das im Revisionsverfahren nicht berucksichtigt werden kann, zumal sich diese Behauptung auRerdem auch noch auf
Verhaltnisse jenseits des Streitzeitraums bezieht. Zum anderen ist dieser Vortrag auch nicht
entscheidungserheblich, weil der nur ausnahmsweise nach vorheriger Absprache geregelte Zugang Dritter
--insbesondere von Kunstlern und Museumsdirektoren-- zum Lagerraum der Klagerin den nach der Satzung
erforderlichen umfassenden Kunstgenuss zugunsten der Allgemeinheit nicht ersetzen kann.

dd) Auch das Vorbringen der Klagerin, das FG habe zu Unrecht angenommen, dass die an die jeweiligen Kinstler
zum Teil vergebenen Stipendien nicht nach Mafigabe allgemein zuganglicher Vergabekriterien erfolgt seien,
sondern auf dem entsprechenden "Gutdinken" der Stifter beruhten, greift nicht durch. Soweit die Klagerin hierzu
vortragt, die von ihr geforderten Projekte gingen grundsatzlich von einem definierten von ihr bereits erarbeiteten
literarischen Werk aus, so dass von vornherein einschrankende Kriterien bei der Auswahl des Kinstlers gelten
wiirden, ergibt sich daraus schon, dass entsprechend der vom FG angestellten Uberlegung eine allgemeine
Ausschreibung flr alle Kuinstler von vornherein ausgeschlossen war.

ee) Ferner fihrt auch der Hinweis auf die Rechtsprechung des BFH (Urteil vom 23. Juli 2003 | R 29/02, BFHE 203,
251, BStBL 11 2003, 930) mit dem Ziel der Verfolgung gemeinnitziger Zwecke durch vorbereitende Tatigkeiten zu
keinem anderen Ergebnis.

Zwar hat der BFH insoweit geklart, dass bereits Tatigkeiten einer neu gegriindeten Korperschaft, die die
Verwirklichung der steuerbeglinstigten Satzungszwecke nur vorbereiten, ausreichen, um die tatigkeitsbezogenen
Voraussetzungen der Steuerbefreiung zu erfillen (BFH-Urteil in BFHE 203, 251, BStBL Il 2003, 930, Rz 16). Dies
andert aber nichts daran, dass im Hinblick auf den steuerbegunstigten Satzungszweck auch die Voraussetzungen
der Selbstlosigkeit i.S. von & 55 Abs. 1 AO erfillt sein mussen.

ff) Entgegen der Auffassung der Klagerin spricht der vom FG zudem angefiihrte Umstand, dass das
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Stiftungsvermdgen zumindest fiir die nachsten zwei Generationen ausschliefilich in Familienhand bleiben solle,
gleichfalls gegen das Vorliegen von Selbstlosigkeit.

Die Klagerin weist zwar zu Recht darauf hin, dass die Stifter im Rahmen der ihnen zustehenden Stifterfreiheit
(Privatautonomie) auch die eigenen Nachkommen als Nachfolger vorsehen konnen. Gleichwohl ist eine solche
Vorgehensweise aber besonders geeignet, das eigenntitzige --familiare-- Interesse der Stifter im Verhaltnis zur
Allgemeinheit fur einen generationsubergreifenden Zeitraum zu sichern.

Dem steht auch nicht das Vorbringen der Klagerin entgegen, sie sei vom Innenministerium zu einer entsprechenden
Uberarbeitung der Nachfolgeregelung veranlasst worden, die in ihrer urspriinglichen Fassung keinen geregelten
Ubergang auch auf die Enkelgeneration vorgesehen habe. Denn die nun auerdem gewahlte Formulierung: "Danach
bestimmt jedes Vorstandsmitglied seinen eigenen Nachfolger” stellt zudem sicher, dass auch die Enkel ihre eigene
Nachfolge in der Stiftung --und damit ihr eigennditziges Interesse-- langerfristig sichern kdnnen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 6 von 6


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201750103/

	Urteil vom 23. Februar 2017, V R 51/15
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


